


derte eine Änderung der Ermittlung der Höhe 
von Kinderregelsätzen im Bereich von Arbeits-
losengeld II und Sozialhilfe. Die Ableitung des 
Kinderregelsatzes aus dem Erwachsenenre-
gelsatz sei nicht sachgerecht. Gerade in den 
Bereichen Ernährung, Bekleidung, Gesundheit 
und Bildung hätten Kinder andere Bedarfe 
als Erwachsene. Statt der gegenwärtigen Re-
gelsätze in Höhe von 211 bis 281 Euro seien 
spezifische Kinderregelsätze in Höhe von 276 
bis 358 Euro notwendig, so Marion von zur 
Gathen. 

Die Ergebnisse der Anhörung belegen, dass 
das Engagement der LINKEN gegen Kinderar-
mut nicht nur bei den betroffenen Familien, 
sondern auch bei den Fachleuten breite Zu-
stimmung findet. Insbesondere auch die Si-
tuation in Brandenburg fordert unverzügliches 
Handeln. Hier wächst inzwischen jedes vierte 
Kind in Armut auf. In einigen Regionen des 
Landes ist sogar jedes dritte Kind von Armut 
betroffen. In der Kinderkommission, im Parla-
ment und vor Ort werden wir uns weiter für 
gerechte Teilhabe für alle Kinder einsetzen.

Volksbegehren „Keine neuen Tagebaue“  
Diana im Gespräch mit Passanten in Belzig

ger als 7,50 Euro vorlieb nehmen. Die Armuts-
risiken erhöhten sich in der Aufschwungphase 
von 2005 bis 2008. Nicht auszudenken, wie 
dies in Zeiten der Rezession verlaufen wird. 

Auch beim Lebenslagenbericht wird offen-
sichtlich auf die Hauptrechenart der Großen 
Koalition zurückgegriffen – dem Schönrech-
nen. Statt das Durchschnittseinkommen in 
der gesamten Bundesrepublik als Bezugs-
größe für die Berechnung der Armutsquote 
heranzuziehen, legt der Bericht das niedrige 
Durchschnittseinkommen in Brandenburg zu 
Grunde. Da die Armutsschwelle bei 60 Prozent 
des Durchschnittseinkommens definiert ist, 
fällt die Quote günstiger aus. Verantwortliche 
Politik sieht anders aus. Deshalb wird DIE LIN-
KE auch vor den Wahlen des nächsten Jahres 
für ihre Strategie der nachhaltigen Armutsbe-
kämpfung werben. Dazu gehören u.a. ein flä-
chendeckender Mindestlohn, eine armutsfeste 
Grundsicherung für alle Leistungsbezieher so-
wie ein gebührenfreier Zugang zu Bildung von 
der Kita bis zur Universität.

Die Forderung der LINKEN nach einer ar-
mutsfesten Grundsicherung für Kinder wird 
von Sozialverbänden unterstützt. Dies wurde 
bei der öffentlichen Anhörung der Kinderkom-
mission des Bundestages deutlich. Barbara 
König, Geschäftsführerin des Zukunftsforums 
Familie, sprach sich für die Einführung einer 
eigenständigen Kindergrundsicherung aus. 
Die „Zerstückelung familienpolitischer Leis-
tungen“ ist ein Grund für die zunehmende 
Kinderarmut. Sozial- und Familienverbände 
halten derzeit Beträge von 300 bis 450 Euro 
monatlich als Kindergrundsicherung für ange-
messen. Diese müsse dabei aber bedarfsun-
abhängig ausgestaltet werden, ergänzte Sabi-
na Schutter, Referentin beim Bundesverband 
alleinerziehender Mütter und Väter (VAMV). 
Prof. Ronald Lutz von der FH Erfurt fordert in-
des eine Kindergrundsicherung, die sich am 
tatsächlichen Bedarf der Kinder orientiert und 
die bisherigen Transferleistungen zusammen-
fässt. Nach seiner Auffassung reiche es nicht 
aus, den betroffenen Familien mehr Geld zu 
geben, sondern es müsse vor allem die aufsu-
chende Hilfe verbessert werden. Unumgäng-
lich sei auch eine stärkere Vernetzung von 
Jugendhilfe, Kindertageseinrichtungen und 
Schulen.

Annette Berg, Jugendamtsleiterin der Stadt 
Monheim (NRW), stellte das Netzwerk „Mo.
Ki - Monheim für Kinder“ vor. Kinder- und Ju-
gendhilfe ist vor Ort systematisch umgebaut 
worden - weg von der Reaktion auf Defizite 
hin zur Prävention als aktive Steuerung und 
Gestaltung. Ziel sei es, vielen Kindern eine er-
folgreiche Entwicklungs- und Bildungskarriere 
zu eröffnen und diese abzusichern. Marion 
von zur Gathen, familienpolitische Referentin 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, for-

Der kürzlich vorgestellte Lebenslagenbe-
richt der Landesregierung Brandenburg zeigt, 
dass Armut ein Alltagsphänomen ist. Beson-
ders betroffen sind Alleinerziehende, Familien 
mit mehreren Kindern bzw. Migrationshinter-
grund. Während jeder achte Brandenburger 
von Armut bedroht ist, wächst sogar jedes 
vierte Brandenburgische Kind in Armut auf. 

In Hinblick auf die Einkommenssituation in 
Brandenburg ist festzustellen, dass die meis-
ten Brandenburger vom wirtschaftlichen Auf-
schwung in den zurückliegenden Jahren nicht 
profitierten. So gibt es trotz vollmundiger Be-
kundungen 80.000 sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigungsverhältnisse weniger als 
im Jahr 2000. Auch Vollzeitarbeit schützt nicht 
mehr vor Armut. Damit wird der von der CDU 
im Bundestagswahlkampf 2005 verbreitete 
Slogan „Sozial ist, was Arbeit schafft“ end-
gültig ad absurdum geführt. Der Aufschwung 
war hierzulande ein Aufschwung an prekärer 
Beschäftigung. Mittlerweile muss jeder vierte 
Beschäftigte mit einem Stundenlohn von weni-

• Absicherung des Finanzsystems 
o ausreichende und zinsgünstige  
Kreditversorgung,
o Garantie der Bankeinlagen in  
unbeschränkter Höhe,
o Einrichtung eines von den privaten Finanz-
instituten gespeisten Sicherungsfonds.
• Beseitigung destabilisierender Praktiken 
o Reduzierung bzw. Verbot von besonders 
riskanten Finanzinstrumenten,
o energische Eindämmung von Hedge-Fonds,
o Verpflichtung zu mehr Eigenkapital,
o verschärfte Haftung von Managern.
• Schritte zur mittelfristigen Reform des 
Finanzsystems 

Mit Kindergrundsicherung der Kinderarmut  
den Kampf ansagen

Armutsrisiko stieg in wirtschaftlicher Wachstumsphase

Forderungen der LINKEN zur aktuellen Finanzkrise
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o internationales Kreditregister,
o strenge Kontrolle des Investmentbankings, 
keine spekulativen Geschäfte mit Devisen,
o verschärfte Beschränkungen für kapitalge-
deckte Altersvorsorge,
o Stärkung gesetzliche Rentenversicherung,
o Kontrolle von privaten und Aufbau von 
öffentlichen Rating-Agenturen,
o Transaktionssteuern auf den Handel mit 
Wertpapieren und Devisen,
o Schließung von Steueroasen

Mehr Infos:
http://www.linksfraktion.de/finanzkrise.php


